Dienstanweisung
1.03/02

zur Vorbeugung und Bekämpfung von Korruption, insbesondere über das Verbot der Annahme von Belohnungen oder Geschenken durch die Bediensteten der Stadtverwaltung Erfurt

1
Zweck der Dienstanweisung

(1)  Die Dienstanweisung soll dazu dienen, der Korruption vorzubeugen, korrupte Praktiken aufzudecken und zu ahnden. Zweck der Regelung ist es, die Unabhängigkeit und die Unvoreingenommenheit des Verwaltungshandelns in allen Angelegenheiten zu gewährleisten und den guten Ruf der Stadtverwaltung Erfurt zu schützen. Selbst der Anschein der Beeinflussbarkeit der Verwaltung durch außenstehende Dritte ist zu vermeiden. 

(2)  Die Regelungen der Dienstanweisung sollen auch dazu dienen, Bedienstete, die als Beamte, Angestellte oder Arbeiter des öffentlichen Dienstes neben ihren dienstrechtlichen bzw. arbeitsrechtlichen Pflichten auch den einschlägigen strafrechtlichen Folgen unterliegen, zu schützen.   

(3)  Bedienstete, die in Bezug auf ihr Amt oder ihre dienstliche Stellung Geschenke und Belohnungen oder sonstige Vorteile annehmen, gefährden  -unabhängig von der strafrechtlichen Relevanz ihres Verhaltens- das Vertrauen der Allgemeinheit in die Arbeit und Zuverlässigkeit der Stadtverwaltung und schaden dem Ansehen des gesamten öffentlichen Dienstes.

(4)  Der spezielle Umgang mit Sponsoring und Spenden bzw. vergleichbaren Vorgängen ist in der Dienstanweisung 2.18 in der jeweils geltenden Fassung geregelt. 

2
Personeller Geltungsbereich

(1)  Die Dienstanweisung gilt für die Beamten, Angestellten und Arbeiter der Ämter und Einrichtungen der Stadtverwaltung Erfurt (folgend Bedienstete) und die in Ausbildung stehenden Personen. Sie gilt für die Eigenbetriebe entsprechend.

(2)  Status- und Funktionsbeschreibungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form.

3
Begriffsbestimmung

(1) Korruption, ist der Missbrauch eines öffentlichen Amtes, einer Funktion in der Wirtschaft oder eines politischen Mandats zugunsten eines anderen, begangen auf dessen Veranlassung oder aus Eigeninitiative zur Erlangung eines Vorteils für sich oder einen Dritten mit Eintritt oder in Erwartung des Eintritts eines Schadens oder Nachteils für die Allgemeinheit (in amtlicher oder politischer Funktion) oder für ein Unternehmen (in wirtschaftlicher Funktion). 

(2) "Belohnungen" oder "Geschenke" sind alle wirtschaftlichen Vorteile, die dem Bediensteten unmittel​bar oder mittelbar, z.B. durch Weitergabe des Vorteils an Dritte (z.B. Angehörige, soziale Einrichtun​gen), zugewendet werden, ohne dass er darauf einen Anspruch hat.
(3) Als Geschenk ist dabei die Zuwendung von Sachen, insbesondere Geld, (Trinkgelder – z. B. als Dank für geleistete Diensthandlungen, Geld für die „Kaffeekasse“, Provisionen ....) anzusehen, ohne dass eine gleichwertige Gegenleistung des Bediensteten gefordert oder erwartet wird; unter Belohnung wird jeder sonstige Vorteil, der nicht in der Überlassung von Sachen besteht, verstanden.

(4) Zu den o.g. wirtschaftlichen Vorteilen gehören u.a. 

· Geldzahlungen, Gutscheine, 

· die unentgeltliche oder unterwertige Überlassung von Gegenständen zum privaten Gebrauch (z.B. Fahrzeuge),

·  die Einräumung besonderer Vergünstigungen bei Privatgeschäften (z.B. zinsgünstige Darlehen, verbilligter Einkauf), die nicht allen Angehörigen des öffentlichen Dienstes oder einer Berufsgruppe, die der Bedienstete angehört, allge​mein gewährt werden,

·  die Gewährung unverhältnismäßig hoher Vergütungen für private Nebentätig​keiten (z.B. Vorträge, Gutachten), 

· die vergünstigte oder kostenlose Mitnahme auf Informations- und Urlaubsreisen,

·  die vergünstigte oder kostenlose Überlassung von Unterkunft, Bewirtung sowie Leistungen jeder Art ohne Rücksicht darauf, dass sie vom Zuwender oder in seinem Auftrag von anderen erbracht werden.

(5) Auf den Wert der Belohnung oder des Geschenkes kommt es grundsätzlich nicht an, auch wenn im Einzelfall nach Art und Wert der Zuwendung nicht zu befürchten ist, dass der Bedienstete dadurch in seinem objektiven Handeln beeinträchtigt werden könnte. Der Bedienstete ist verpflichtet, schon den Anschein zu vermeiden, dass er im Rahmen seiner dienstlichen Tätigkeit für persönliche Vorteile empfänglich ist.

4
Beschäftigte

Es ist vom allgemeinen Grundsatz auszugehen, dass die Annahme von Belohnungen oder Geschenken  verboten ist. Ausnahmen hiervon sind nur aufgrund einer allgemeinen Zustimmung für bestimmte Arten von Belohnungen oder Geschenken oder einer einzelfallbezogenen Zustimmung durch die oberste Dienstbehörde (§ 29 Abs.3 ThürKO) für die Beigeordneten, durch die Beigeordneten für die Amtsleiter und durch die Amtsleiter und Leiter der Eigenbetriebe für die unterstellten Bediensteten möglich (vgl. § 73 ThürBG, § 10 BAT-O, § 12 BMT-G-O).

4.1
Allgemeine Zustimmung

(1)  Eine allgemeine Zustimmung wird erteilt für bestimmte und nach allgemeiner Auffassung geringwertige Aufmerksamkeiten (z.B. Reklameartikel in einfacher Ausführung, wie Kalender, Kugelschreiber oder Schreibblöcke), sofern der Wert insgesamt 7,50 Euro nicht übersteigt. Hierunter fällt auch die Teilnahme an üblichen Bewirtungen bei allgemeinen Veranstaltungen, an denen der Beschäftigte im Rahmen seines Amtes, im dienstlichen Auftrag oder mit Rücksicht auf die ihm durch sein Amt auferlegten gesellschaftlichen Verpflichtungen teilnimmt (z.B. Empfänge, Einweihungen), des Weiteren die Teilnahme an Bewirtungen aus Anlass oder bei Gelegenheit dienstlicher Handlungen, Besprechungen, Besichtigungen oder dergleichen, die der Vorbereitung oder Ausführung bestimmter Maßnahmen der Verwaltung dienen, wenn sie ihren Grund in den Regeln des Verkehrs und der Höflichkeit haben, denen sich auch ein Beschäftigter der Stadtverwaltung nicht entziehen kann, ohne gegen gesellschaftliche  Formen zu verstoßen. 

(2)  Im Übrigen kann die Annahme von Dienstleistungen, die die Durchführung eines Dienstgeschäftes erleichtern oder beschleunigen (z.B. die Abholung eines Beschäftigten mit einem KfZ vom Bahnhof) hierzu gehören.

(3)  Zahlt der Beschäftigte für Unterkunft und/oder Verpflegung den angemessenen Preis, so liegt eine Belohnung oder ein  Geschenk nicht vor.

4.2
Einzelfallbezogene Zustimmung

(1)  Soweit es sich um eine Belohnung oder ein Geschenk handelt, bei dem nicht von einer allgemeinen Zustimmung ausgegangen werden kann, muss der Beschäftigte bei den zuständigen Vorgesetzten die erforderliche Zustimmung im Einzelfall beantragen (siehe Pkt. 4).   

(2)  Kann die Zustimmung nicht rechtzeitig eingeholt werden, so darf der Beschäftigte die Zuwendung nicht annehmen. Ist der Beschäftigte ohne sein Zutun in den Besitz einer Belohnung oder eines Geschenkes gekommen, z.B. infolge der Zustellung eines Geschenkes in seine Wohnung, so muss er sich jeder Verfügung über die Sache enthalten, bis die Zustimmung erteilt ist. Die Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn nach Lage des Falles nicht zu befürchten ist, dass die Annahme des Vorteils die objektive Amtsführung des Beschäftigten beeinträchtigt oder bei Dritten, die von der Zuwendung Kenntnis erlangen, den Eindruck seiner Befangenheit entstehen lassen könnte. Die Zustimmung ist zu versagen, wenn mit der Zuwendung von Seiten des Zuwenders erkennbar eine Beeinflussung des amtlichen Handelns beabsichtigt ist oder in dieser Hinsicht auch nur geringe Zweifel bestehen. 

(3)  Die Zustimmung kann mit der Auflage erteilt werden, die Zuwendung an eine soziale Einrichtung, an den Dienstherrn oder an eine sonstige Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts weiterzugeben. Grundsätzlich ist es zweckmäßig, den Zuwender von der Weitergabe der Zuwendung zu unterrichten.

(4)  Eine Zustimmung soll schriftlich erteilt werden. Die Zustimmung des zuständigen Vorgesetzten zur Annahme eines Vorteils schließt die Strafbarkeit nicht aus, insbesondere dann, wenn der Vorteil vom Beschäftigten gefordert worden ist oder die Gegenleistung für eine vergangene oder künftige pflichtwidrige Amtshandlung darstellt.  

(5)  Die Zustimmung des zuständigen Vorgesetzten schließt die Strafbarkeit der Tat auch dann nicht aus, wenn sie im Einzelfall unwirksam ist, z.B. weil der Beschäftigte sie durch unwahre Angaben erschlichen hat. 

(6)  Im Übrigen ist der Beschäftigte verpflichtet, jeden Versuch, seine Amtsführung durch das Angebot von Geschenken oder Belohnungen zu beeinflussen, seinem Vorgesetzten mitzuteilen.

5
Unrechtsgehalt (Korruption)

5.1
Strafrechtlicher Unrechtsgehalt

(1)  Unter Korruption werden diejenigen Verhaltensweisen verstanden, bei denen ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter seine Position und die ihm übertragenen Befugnisse ausnutzt, sich oder Dritten materielle oder immaterielle Vorteile verschafft.

(2)   Mit der Korruption im engeren Sinne befassen sich die Straftatbestände der Vorteilsannahme (§331 Strafgesetzbuch (StGB),der Bestechlichkeit (§332 StGB), der Vorteilsgewährung (§333), der Bestechung (§334) das Unterlassen der Diensthand-lung (§336) und die Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat (§ 357 StGB). 

5.2
Dienstrechtlicher Unrechtsgehalt

Die Straftaten stellen regelmäßig zugleich schwere Dienstpflichtverletzungen dar. Darüber hinaus müssen aber auch die durch das Strafrecht nicht erfassten Verhaltensweisen, welche sich als eine pflichtwidrige Fehlsteuerung des Verwaltungshandelns aus Eigennutz darstellen, als Dienstpflichtverletzungen gewertet werden. Die Dienstpflichtverletzungen in diesem Bereich führen bei Beamten im Regelfall zur Einleitung eines Disziplinarverfahrens mit dem möglichen Ergebnis der Entfernung aus dem Dienst, bei Angestellten sowie bei Arbeitern können arbeitsrechtliche Sanktionen bis zur fristlosen Kündigung des Arbeitsverhältnisses ergriffen werden.

6
Meldung eines Korruptionsverdachts

(1)  Jeder Bedienstete hat die dienstliche Verpflichtung, bei konkretem Korruptionsverdacht unverzüglich den Leiter des Bereiches Oberbürgermeister oder den Amtsleiter des Personal- und Organisationsamtes bzw. den Oberbürgermeister zu unterrichten.

(2) Wenn sich tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer strafbaren Handlung ergeben wird über den Oberbürgermeister eine Anzeige bei der Staatsanwaltschaft erstattet. Hierbei reichen bloße Vermutungen für den Anfangsverdacht nicht aus.

(3) Gegen einen betroffenen Beamten werden umgehend die notwendigen disziplinarischen Maßnahmen eingeleitet. Die vorläufige Enthebung vom Dienst ist im Rahmen eines Disziplinarverfahrens möglich; bei Angestellten und Arbeitern wird geprüft, ob arbeitsrechtliche Sanktionen bis zur fristlosen Kündigung des Arbeitsverhältnisses zu ergreifen sind. Um nicht durch eigene Maßnahmen die Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden zu behindern, kann erforderlichenfalls eine Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft erfolgen . 

(4)  Die in Absatz 1 benannten Zuständigen ergreifen in Korruptionsfällen umgehend die zur Vermeidung eines drohenden Schadens erforderlichen organisatorischen und dienstlichen Maßnahmen. Erforderlichenfalls wird auch insoweit eine Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft herbeigeführt. Die rechtzeitige Geltendmachung von Schadenersatz- und Entschädigungsleistungen wird sicher gestellt.
(5)  Im Fall des Auftretens von Korruption wird zudem die Organisationsstruktur überprüft, eventuelle Organisations- und Führungsdefizite werden sichtbar gemacht  und möglichst beseitigt.

7
Verantwortung der  Vorgesetzten

(1)  Die Vorgesetzten haben auf Korruptionssignale zu achten und konsequent im Sinne dieser Dienstanweisung zu handeln. Sie haben geeignete Maßnahmen zu ergreifen um Korruption schon im Ansatz zu unterbinden. 

(2)  Vorgesetzte, die ihre Aufsichtspflicht dadurch verletzen, dass sie eine rechtswidrige Amtshandlung ihrer Mitarbeiter erlauben, dulden oder sie dazu verleiten, müssen sich dienst-, oder arbeits- und ggf. strafrechtlich verantworten. 

8
Aus- und Fortbildung

Im Rahmen der Aus- und Fortbildung werden Schulungen angeboten die sich mit Erscheinungsformen von Korruptionsgefahrensituationen, Maßnahmen zur Korruptionsprävention sowie dienst-, arbeits- und strafrechtlichen Konsequenzen in Korruptionsfällen befassen. 

9
Sensibilisierung und Belehrung der Mitarbeiter

(1)  Die Mitarbeiter erhalten bei der Einstellung die Dienstanweisung und den Verhaltenskodex gegen Korruption (siehe Anlage der Dienstanweisung) ausgehändigt. 

(2)  Bei der Beauftragung mit besonders korruptionsgefährdeten Aufgaben sind die betreffenden Mitarbeiter vom zuständigen Vorgesetzten auf die besonderen Korruptionsgefahren hinzuweisen und über die Folgen korrupten Verhaltens zu unterrichten.

(3)  In besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten, wie Verdingung, Beschaffung und allen Organisationseinheiten der Stadtverwaltung, die mit Anträgen und Bescheiden zu Gunsten oder zu ungunsten Dritter beschäftigt sind,  sind die Mitarbeiter von ihren Vorgesetzten halbjährlich im Sinne dieser Dienstanweisung zu belehren. Sie sind zur Schulung durch die angebotenen Lehrgänge anzuhalten um sie für Korruptionsgefahren zu sensibilisieren.  


10
  In Kraft Treten

(1)  Die Dienstanweisung
 tritt mit Wirkung vom 07.07.2004 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Dienstanweisung 1.3/01 vom 19.08.1996 außer Kraft.

(2)  Die Dienstanweisung  ist allen Bediensteten gegen Unterschriftsleistung zur Kenntnis zu geben.

(3)  Die Beigeordneten, Amtsleiter, Abteilungsleiter und Werkleiter der Eigenbetriebe haben die  Bediensteten und die in Ausbildung stehenden Personen der Stadtverwaltung auf den Inhalt der Dienstanweisung hinzuweisen. Sie haben dafür Sorge zu tragen, dass die Bediensteten mindestens einmal jährlich über diese belehrt werden (Nachweis der Unterschriftsleistung).

(4) Die Anlage "Verhaltenskodex gegen Korruption" ist Bestandteil dieser Dienstanweisung.

 11
Außer-Kraft-Treten

Diese Dienstanweisung tritt mit Wirkung vom  31.12.2007 außer Kraft.

i.V. D. Hagemann

Ruge

Oberbürgermeister

Anlage: Verhaltenskodex gegen Korruption 

Anlage zur DA 1.03/02

VERHALTENSKODEX GEGEN KORRUPTION

Korruption schadet allen.

Korruption schadet dem Ansehen der Stadtverwaltung Erfurt und seiner  Beschäftigten.

Korruption ist kein Kavaliersdelikt; sie führt direkt in die Strafbarkeit.

Korruption fängt schon bei kleinen Gefälligkeiten an.

Korruption macht abhängig.

Korruption macht arbeitslos.

Daher

1
Seien Sie Vorbild; Zeigen Sie durch Ihr Verhalten, dass Sie Korruption weder 
dulden noch unterstützen.

2
Wehren Sie Korruptionsversuche sofort ab und informieren Sie unverzüglich den Leiter des Bereiches Oberbürgermeister oder den Amtsleiter des Personal- und Organisationsamtes bzw. den Oberbürgermeister. 

3
Vermuten Sie, dass jemand Sie um eine pflichtwidrige Bevorzugung bitten will, 
so ziehen Sie einen Kollegen als Zeugen hinzu.

4
Arbeiten Sie so, dass Ihre Arbeit jederzeit überprüft werden kann.

5
Trennen Sie strikt Dienst- und Privatleben. Prüfen Sie, ob Ihre   Privatinteressen zu einer Kollision mit Ihren Dienstpflichten führen.

6
Unterstützen Sie Ihre Dienststelle bei der Entdeckung und Aufklärung von 
Korruption. Informieren Sie Ihren Vorgesetzten bzw. die im Punkt 2 genannten Stellen bei konkreten Anhaltspunkten für korruptes Verhalten.

7
Unterstützen Sie Ihre Dienststelle beim Erkennen fehlerhafter 
Organisationsstrukturen, die Korruption begünstigen.

8       Lassen Sie sich zum Thema Korruptionsvorbeugung aus- und fortbilden.

� Die Federführung für diese Dienstanweisung hat das Personal- und Organisationsamt
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